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Landratsprasidentin Elisabeth Augstburger (EVP) informiert, dass der Regierungsrat die Motion
ablehne. Es liegt eine schriftliche Begriindung vor.

Andreas Bammatter (SP) richtet sein Votum an die Landratsprasidentin, den Regierungsrat des
Kantons Basel-Landschaft, Standortférderer Thomas Kubler, Alt-BAZL-Direktor Thomas Kohn. Er
ist nicht gegen den Flughafen. Der Flughafen gehdrt zur ganzen Region. Darum wurden vom
Landrat mehrere Denkanstdsse Uberwiesen, die dies verdeutlichen. Basel-Landschaft profitiert
vom Flughafen touristisch und wirtschaftlich. Der Kanton Basel-Landschaft nimmt derzeit aber lei-
der nur zu wenig die Verantwortung gegeniber der Bevolkerung wahr. Es geht nicht um Verbote,
sondern um Riicksichtnahme der betroffenen Menschen aus der Region. Uber 20°000 Personen
sind dem Strassenlarm ausgeliefert trotz bestehenden Gesetzen. Vom Fluglarm in den Randstun-
den sind tGber 10'000 Personen der Region betroffen. Dies haben die Anrainerverb&nde gemein-
sam deutlich gemacht. Nur gesunde Menschen sind auch wirtschaftlich leistungsfahig. In der BZ
(vom 14. Juni 2018) hat der Bundesrat Stellung genommen zu den Sudanfligen:

«Flughafen Basel Millhausen: Keine Anderung bei Stidanfliigen. Aufgrund der zahlreichen Sudanflige im Jahre 2017 ha-
ben die zustandigen Behdrden Uberpriift, ob Massnahmen ergriffen werden missen, um die Nutzung dieses Anflugverfah-
rens zu verringern. Die Untersuchungen haben indessen gezeigt, dass die hohe Zahl an Sudanfligen auf die ausserge-
wohnlichen Witterungsbedingungen im April 2017 zuriickzufuhren sind. Die Wahl der anzufliegenden Piste erfolge stets im
Einklag mit den geltenden Vorschriften. Angesichts der besonderen meteorologischen Umstande im vergangenen Jahr
werden keine Massnahmen ergriffen.»

Kurz: Das Wetter hat Schuld, es muss nichts unternommen werden. Zur Motion: Wer bezahlt, be-
fiehlt. Dieses Credo flihren die burgerlichen immer an bei regionalen, bikantonalen oder trinationa-
len Angelegenheiten. Wenn der Kanton mitbestimmen und nicht nur beisitzen will und die Bevolke-
rung ernst nimmt, muss der Kanton sich allenfalls finanziell beteiligen. Die Fraktion hat den Vor-
stoss kontrovers debattiert. Die Motion wird daher in ein Postulat umgewandelt. Die Region muss
einbezogen werden.

Hansruedi Wirz (SVP) erlautert, die SVP-Fraktion sehe die Sache anders und folgt der Argumen-
tation des Regierungsrates. Mit einer Beteiligung kénnte der Interessenkonflikt nicht geldst wer-
den. Daher wird der Vorstoss nicht Gberwiesen.

Rolf Blatter (FDP) informiert, dass die FDP-Fraktion grundsatzlich Verstandnis habe fiir das An-
liegen. Dieser Ansatz funktioniert aber nicht zur Lésung des Problems. Der Verwaltungsrat des
Flughafens ist relativ verntinftig austariert. Es sind acht franzdsische und acht schweizerische Mit-
glieder. Zwei werden vom Kanton Basel-Landschaft, zwei vom Kanton Basel-Stadt entsendet. Die
Stimmen im Verwaltungsrat wiirden aufgrund einer Beteiligung nicht gewichtiger. Daher lehnt die
FDP-Fraktion den Vorstoss ab.

Markus Dudler (CVP) schliesst sich den Voten der SVP und FDP an; auch die CVP/BBDP-
Fraktion lehnt den Vorstoss ab. Was flr ein Interesse hat der Kanton am Flughafen — diese Frage
ist kantonsintern nicht geklart.
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Rahel Banziger (Grune) erlautert, die EVP/Grine-Fraktion sei aufgeschreckt worden durch die
Aussage von Regierungsrat Weber, wonach kein Verwaltungsrat sehenden Auges ein Unterneh-
men gegen die Wand fahre. Dies sagte er bezugnehmend auf die Gewichtung der Wirtschaftlich-
keit des Flughafens gegenuiber dem Wohl der Bevolkerung. Ein Verwaltungsrat muss darauf ach-
ten, dass ein Unternehmen die Akzeptanz in der Bevolkerung nicht verliert. Diesbezuglich spielt
der Euroairport mit dem Feuer.

Das Postulat fordert eine Erhéhung des Mitspracherechts durch eine Beteiligung am Euroairport.
Eine Mehrheit der Fraktion bezweifelt, dass dies der richtige Weg und tberhaupt mdglich ist. Der
Kanton wirde noch immer eine Aktienminderheit besitzen. Diese Minderheit ware in einem unkla-
ren Rechtssystem. Daher sieht die Fraktion keinen Mehrwert oder grosseren Hebel in einer finan-
ziellen Beteiligung am Euroairport.

Im Gegenteil nehmen fiir den Kanton schon heute der Wirtschaftsforderer des Kantons und ein
ehemaliger Leiter des BAZL Einsitz im Verwaltungsrat. ES wird erwartet, dass diese irgendwann
die Anliegen der Bevolkerung des Kantons vertreten. Wenn das Baselbiet noch mehr Anteile am
Euroairport hatte, wirde sich die Situation verscharfen. Dann mussten die Vertreter im Verwal-
tungsrat um eine grossere Rendite des Flughafens fur den Kanton besorgt sein. Wo dann die
larmgeplagte Bevolkerung bliebe, ist selbstredend.

Jurg Vogt (FDP) moéchte die Debatte zum Euroairport nicht kiinstlich verlangern. Es ist ein regio-
nales Problem. Seitdem es den Flughafen gibt, hat der Regierungsrat die Haltung, dass er keinen
Einfluss habe. Auch mit diesem Vorstoss besteht die Méglichkeit, dass der Kanton etwas bewirken
kann. Es ist nicht gesagt, wie hoch die Beteiligung ausfallt. Es soll dartber diskutiert werden, da-
rum unterstiutzt er den Vorstoss.

Daniel Altermatt (glp) sagt, wenn der Kanton bestimmen wolle, was beim Euroairport passiert,
misse er ihn vollstandig Ubernehmen. Zudem musste er ihn eingemeinden. Das Postulat wird
nicht unterstitzt, es ist nicht mehr, als ein hoch gehaltenes Fahnlein.

Pascale Uccella (SVP) erlautert, sie werde das Postulat unterstitzen. Fir die Allschwiler Bevolke-
rung ist jede Gelegenheit, Einfluss auf den Flughafen zu nehmen, wichtig.

Werner Hotz (EVP) geht davon aus, dass wirtschaftlicher Erfolg mit LArmschutz vereinbar sei. Der
Vorstoss sagt: Wer zahlt, befiehlt. Als Anwohner méchte er mitzahlen und mitbefehlen. An Rolf
Blatter gerichtet: Derzeit hat Basel-Stadt vier, Basel-Landschaft zwei Vertreter, nicht jeweils zwei.
Dieser Vorstoss soll dem Regierungsrat mithelfen, die Forderung nach drei Sitzen fir jeden Kan-
ton durchzusetzen.

Marc Schinzel (FDP) schliesst an Rahel Banziger an: Das vorgeschlagene Instrument ist das Fal-
sche. Eine Minderheitenbeteiligung bei Lindt & Spriingli gabe keine Garantie, dass die von ihm
gewlinschte Schokolade produziert wiirde. Das Geld flir den Einkauf des Kantons kdnnte vom
Flughafen fiir den Neubau einer Piste verwendet werden. Damit wird das Anliegen des Postulan-
ten nicht umgesetzt. Der Einfluss im Verwaltungsrat soll ausgebaut werden bzw. der Kanton mehr
seine Anliegen einbringen. Beim Verwaltungsrat der Universitat wollte die Ratslinke nicht, dass der
Kanton Einfluss nimmt auf die Delegierten. Dies ist widersprichlich.

Linard Candreia (SP) stellt fest, dass in wiederkehrendem Rhythmus von allen Seiten Uber die
Problematik Euroairport diskutiert werde. Denkanstdsse sind per se positiv und missen vom Re-
gierungsrat und dem Landrat ernstgenommen werden. In dieser heiklen Frage ist nie genug ge-
macht. Der Regierungsrat soll diese Denkanstésse aufnehmen und etwas unternehmen. Kleine
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Druckmittel kdnnen in der Summe grosse Effekte erzielen. Wenn die Entwicklung so weiter geht,
gibt es ein grosses Problem fur den Kanton.

Stefan Zemp (SP) vertritt eine Minderheitsposition: Es nutzt dem Kanton nichts, wenn er ein Stlick
der Piste kauft. Auch ein zusatzlicher Verwaltungsrat hilft nichts. So lange «zu Macrons Ehren»
acht Verwaltungsrate kommen, kdnnen sechs Vertreter der Region Basel nichts bewirken; da nutzt
es auch nichts, ein Stiick Flughafen zu kaufen.

Rolf Blatter (FDP) sagt, es seien acht Personen delegiert von Schweizer Seite; davon haben de-
ren vier den Hut des Staatswesens der Region Basel auf: zwei aus Basel-Stadt, zwei aus Basel-
Landschaft. Ein Sitz mehr kann mit einem Einkauf nicht erkauft werden.

Hans-Jiurgen Ringgenberg (SVP) weist darauf hin, dass der Kanton nicht Gber das Kapital ver-
fugt fur eine Beteiligung. Schon fur die Messe Schweiz wurden CHF 50 Mio. ausgegeben — mit
dem Resultat, dass es die «Mubax» bald nicht mehr gibt; die Beteiligung hat also nichts gebracht,
und Mitsprache gibt es nicht. Um welchen Betrag geht es tberhaupt? Um 50 oder 100 Millionen?
Der Betrag ist gar nicht definiert. Der Vorstoss ist schlicht abstrus.

Andreas Bammatter (SP) versucht nochmals, seine Gedanken verstandlich zu formulieren. Es
geht darum, den Einfluss, den der Kanton haben mdchte als Teil der Region um den Flughafen,
sichtbar zu machen. Egal, mit wieviel Geld: Es geht um das Signal, Mitverantwortung fiur die Risi-
ken des Flughafens zu Glbernehmen. Bevor eine neue Piste gebaut wird, wird das Volk nochmals
gefragt. Aber der Kanton soll selbstbewusst bekennen, dass er zu den Flughafen-Besitzern gehort.
Als reiner Beisitzer — selbst wenn er den Vizepréasidenten stellt — weckt er kein Interesse beim Eu-
roAirport. Mit dem Flughafen lebt der Kanton in einer materiellen Welt. Es sollte deshalb geprift
und berichtet werden. Es soll nicht im Vornherein gesagt werden: «Stirmet nit immer». Viele Be-
wohner sind von den Nachtflugzeiten betroffen; fir sie soll man sich einsetzen. Welcher Betrag
passend ware, soll der Regierungsrat vorschlagen.

Regierungsrat Thomas Weber (SVP) holt aus Uber das Thema «Public Corporate Governance».
Indem er Verwaltungsréate stellt, nimmt der Kanton Steuerungswirkung wahr. Der Regierungsrat
hat viel Verstandnis fir die Einwohner in der Flugroute. Bislang wurde vor allem dem Fluglarm
zugehort statt einander gegenseitig. Dies zu &ndern, wird Gegenstand der Eigentliimerstrategie
sein: Sowohl wirtschaftliche als auch Bevélkerungs-Interessen missen ausgewogen berticksichtigt
werden. Es ist an der neuen Fuhrung des Flughafens und vor allem dem vom Kanton mandantier-
ten Verwaltungsraten, daftir zu sorgen. Ohne Berlicksichtigung der Bevolkerungs-Interessen hat
der Flughafen keine langfristige Zukunft. Weder sind Landsgemeinden gefragt noch geht es um
eine reine Gewinnmaximierung gegen die Interessen der Bevolkerung; dies ware nicht nachhaltig.
Gesprache mit kompetenten Fluglarmgegnern zeigen, dass sie explizit nicht gegen den Flughafen
sind, sondern dass sie den Larmschutz verbessern wollen. Entsprechendes Potenzial ist im Ver-
waltungsrat und in der Direktion bekannt und auch verstarkt in Basel-Stadt. Der Prozess wird an-
dauern; jeder Flughafen der westlichen Welt hat ein Larmproblem. Die Gesamtinteressen der Re-
gion und der Bevdélkerung, nicht nur des Wirtschaftsstandorts zalen. Es ist ein klassischen Opti-
mierungsproblem und kein Maximierung- bzw. Minimierungsfall. Insofern bittet der Regierungsrat
um Ablehnung des Vorstosses: Die richtige Flughdhe fiir das Parlament ist die Diskussion Uber die
Eigentimerstrategie.

A Der Vorstoss wird, auch nach der Umwandlung in ein Postulat, mit 53:20 Stimmen bei 1
Enthaltung abgelehnt.




BASEL #%
LANDSCHAFT R



	25. Euroairport - Eigentümerstrategie: Verantwortung übernehmen - Mitspracherecht erhöhen

